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400. Bundesgesetz: 5. Handelskammergesetznovelle
4 0 1 . Bundesgesetz: Außenhandelsgesetznovelle 1974
4 0 2 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über Verkehrsbeschränkungen zur Sicherung

der Treibstoffversorgung

4 0 0 . Bundesgesetz vom 27. Juni 1974, mit
dem das Handelskammergesetz abgeändert

wird (5. Handelskammergesetznovelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Handelskammergesetz, BGBl. Nr. 182/
1946, in der Fassung der 1. Handelskammer-
gesetznovelle, BGBl. Nr. 21/1948, der 2. Han-
delskammergesetznovelle, BGBl. Nr. 76/1950,
der 3. Handelskammergesetznovelle, BGBl.
Nr. 183/1954, der 4. Handelskammergesetz-
novelle, BGBl. Nr. 208/1969, sowie der Kund-
machungen des Bundeskanzleramtes BGBl.
Nr. 206/1952, BGBl. Nr. 52/1953 und BGBl.
Nr. 161/1953 wird abgeändert und ergänzt wie
folgt:

1. Im § 11 Abs. 4 hat die lit. e zu lauten:

„e) die nach der Haushaltsordnung (§ 56) und
der Dienstordnung (§ 59) der Landeskam-
mer zukommenden Angelegenheiten,".

2. Im § 13 Abs. 1 hat es an Stelle des zweiten
Satzes zu heißen: „Der Sektionstag setzt sich aus
dem Präsidium der Sektion, den übrigen Mitglie-
dern der Sektionsleitung sowie den Vorstehern
und Vorsteherstellvertretern aller zugehörigen
Fachgruppen und den Vorsitzenden der zugehö-
rigen Fachvertreter zusammen. Der Sektionstag
ist jährlich einmal zur Entgegennahme des Be-
richtes der Sektionsleitung abzuhalten,"

3. § 19 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Erstattung von Vorschlägen, Berich-
ten und Gutachten an die Bundesregierung, die
Pflege der Beziehungen zu ausländischen Interes-
senvertretungen sowie die Errichtung eines
Schiedsgerichtes für Streitigkeiten, bei denen zu-
mindest ein Streitteil seinen Sitz außerhalb des
Gebietes der Republik Österreich hat, fällt in den
Wirkungsbereich der Bundeskammer."

4. Im § 24 Abs. 4 hat die lit. f zu entfallen.

5. § 30 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Änderungen in der Zahl der Mitglieder
der Fachgruppenausschüsse und in der Zahl der
Fachvertreter (§ 79) können von den Landes-
kammern nur bei wesentlicher Veränderung der
Mitgliederzahl oder wirtschaftlichen Bedeutung
des betreffenden Berufszweiges beantragt wer-
den."

6. § 31 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Bestimmungen des § 29 Abs. 1, 3
und 4 gelten sinngemäß."

7. Im § 32 ist folgender Satz anzufügen:
„Innerhalb eines Fachverbandes kann im Bereich
einer, mehrerer öder sämtlicher Landeskammern
mehr als eine Fachgruppe (Fachvertretung) vor-
gesehen werden, wenn dies für eine wirksame
Interessenvertretung wegen der wirtschaftlichen
Bedeutung oder der Mitgliederzahl der in den
Wirkungsbereich des Fachverbandes fallenden
Berufszweige zweckmäßig ist."

8. § 35 hat zu lauten:

„§ 35. S e k t i o n G e w e r b e

Die Zugehörigkeit zu dieser Sektion wird be-
gründet durch Berechtigungen zum Betrieb von
Unternehmungen des Gewerbes, insbesondere
von der Gewerbeordnung unterliegenden Unter-
nehmungen mit Ausnahme der in den §§ 36
bis 40 dieses Bundesgesetzes aufgezählten Unter-
nehmungen, ungeachtet dieser Ausnahme jeden-
falls durch Berechtigungen zum Betrieb von Un-
ternehmungen des Gewerbes der Drucker
gemäß § 103 Abs. 1 lit. b Z. 9 der Gewerbeord-
nung 1973 und der Erzeuger von Druckformen
für die Massenherstellung von Vervielfältigun-
gen gemäß § 103 Abs. 1 Mt. b Z. 10 der Ge-
werbeordnung 1973; ferner durch Bewilligun-
gen zur Ausübung eines im § 3 der Verordnung
BGBl. Nr. 103/1924 i. d. F. der Verordnung
BGBl. Nr. 109/1925 und der Kundmachung
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BGBl. Nr. 199/1950 unter Et. b angeführten
Wandergewerbes, das gemäß § 376 Z. 3 der
Gewerbeordnung 1973 weiterhin ausgeübt wer-
den darf."

9. Im § 36 sind die Worte „die Unterneh-
mung fabriksmäßig betrieben" durch die Worte
„das Gewerbe in der Form eines Industriebetrie-
bes ausgeübt" zu ersetzen. Ferner sind nach dem
Wort „Tonvervielfältigungsunternehmungen,"
die Worte „von Unternehmungen der audio-
visuellen Programmproduktionen," einzufügen.

10. § 37 hat zu lauten:

„§ 37. S e k t i o n H a n d e l

Die Zugehörigkeit zu dieser Sektion wird be-
gründet durch Berechtigungen zum Betrieb von
Handelsgewerben und des Handelsagentengewer-
bes, insbesondere auch von Zeitungs- und Zeit-
schriftengroßhandelsunternehmungen, der Geld-,
Kredit- und Versicherungsvermittlung, ferner
von Unternehmungen des Tabakverschleißes
sowie Bewilligungen zur Ausübung eines im § 3
der Verordnung BGBl. Nr. 103/1924 i. d. F. der
Verordnung BGBl. Nr. 109/1925 und der Kund-
machung BGBl. Nr. 199/1950 unter lit. a ange-
führten Wandergewerbes, das gemäß § 376 Z. 3
der Gewerbeordnung 1973 weiterhin ausgeübt
werden darf."

11. Im § 40 haben die Worte „der Bergführer,"
zu entfallen. Nach dem Wort „Minigolfplätzen,"
ist das Wort „Campingplätzen," einzufügen.

12. Im § 45 Abs. 3 ist die Zahl „25." durch
die Zahl „20." zu ersetzen. Ferner ist folgender
Satz anzufügen: „Die Verpachtung gilt nicht
als Ausübung, wenn sie ununterbrochen länger
als 48 Monate dauert."

13. Es ist folgender § 53 a einzufügen:

„§ 53 a. D e l e g i e r u n g

Die in §§ 7, 20, 30 Abs. 1 und 31 Abs. 3 an-
geführten Kollegialorgane können die Beschluß-
fassung in bestimmten Angelegenheiten engeren
Organen der betreffenden Organisation (Landes-
kammer, Bundeskammer, Sektionen, Fachgruppe,
Fachverband) übertragen, sofern dies im Interesse
der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und
Kostenersparnis gelegen ist. Ein solcher Delegie-
rungsbeschluß kann nur mit einer Mehrheit von
mindestens zwei Drittel der abgegebenen gülti-
gen Stimmen gefaßt werden. Die Delegierung
von Aufgaben der Fachgruppentagung an den
Fachgruppenausschuß kann jeweils nur längstens

für eine Funktionsperiode erfolgen; Delegie-
rungsbeschlüsse betreffend die in § 30 Abs. 5
lit. b und c angeführten Angelegenheiten kön-
nen nur mit einer Mehrheit von mindestens vier
Fünftel der abgegebenen gültigen Stimmen ge-
faßt werden."

14. § 55 hat zu lauten:

„§ 55. J a h r e s v o r a n s c h l a g u n d R e c h -
nungsabschluß

(1) Die Fachverbände haben ihren Voranschlag
bis zum 31. Oktober der Bundeskammer zur
Prüfung vorzulegen, die Fachgruppen ihren Vor-
anschlag (bis zum selben Zeitpunkt der Landes-
kammer. Jede Landeskammer hat bis längstens
30. November ihren eigenen Voranschlag und
die geprüften Voranschläge ihrer Fachgruppen
der Bundesbammer zur Prüfung vorzulegen.

(2) Die Bundeskammer hat ihren eigenen Vor-
anschlag (einschließlich der Voranschläge der
Fachverbände) und die geprüften Voranschläge
der Landeskammern (einschließlich der Voran-
schläge der Fachgruppen) bis spätestens Jahres-
ende dem Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie zur Genehmigung vorzu-
legen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn
der Beschluß ordnungsgemäß zustande gekom-
men ist und der Voranschlag dem Gesetz nicht
widerspricht. Wird die Genehmigung nicht bin-
nen einem Monat ab Einlangen des Voranschla-
ges beim Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie versagt, so gilt sie als er-
teilt.

(3) Kommt der Beschluß über einen Voran-
schlag nicht rechtzeitig zustande oder ist die Ge-
nehmigung nicht bis Jahresende erteilt, so bleibt
bis zur Genehmigung des neuen Voranschlages
der des vorangegangenen Jahres provisorisch in
Kraft. Die Höchstgrenze der zulässigen Ausgaben
beträgt für jeden Monat ein Zwölftel der Aus-
gabenansätze des Voranschlages des vorangegan-
genen Jahres.

(4) Bei Überschreitungen eines Voranschlages
um mehr als 10 v. H. ist ein Nachtragsvoran-
schlag zu erstellen, sofern die Überschreitung
mehr als 10.000 S beträgt. Jeder Nachtragsvor-
anschlag einer Landeskammer, einer Fachgruppe
oder eines Fachverbandes ist der Bundeskammer
zur Prüfung vorzulegen. Die Bundeskammer hat
die geprüften Nachtragsvoranschläge von Lan-
deskammern, Fachgruppen und Fachverbänden,
desgleichen eigene Nachtragsvoranschläge dem
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie zur Genehmigung vorzulegen. Die
Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Beschluß
ordnungsgemäß zustande gekommen ist und
der Nachtragsvoranschlag dem Gesetz nicht
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widerspricht. Wird die Genehmigung nicht bin-
nen einem Monat versagt, so gilt sie als erteilt.
Bei Überschreitungen des Voranschlages, die
keines Nachtragsvoranschlages bedürfen, genügt
die Genehmigung des Präsidiums der Bundes-
kammer, im Falle von Fachgruppen die Geneh-
migung des Präsidiums der Landeskammer.

(5) Alljährlich sind die Rechnungsabschlüsse
des Vorjahres bis längstens 30. Juni zur Geneh-
migung vorzulegen. Die Bestimmungen der
Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß.

(6) Die genehmigten Voranschläge, die Nach-
tragsvoranschläge und Rechnungsabschlüsse sind
zur Einsicht durch die Mitglieder der betreffen-
den Körperschaft aufzulegen. Das Nähere be-
stimmt die Geschäftsordnung (§ 54)."

15. Im § 57 b Abs. 2 hat der erste Satz zu
lauten: „Der Normalsatz der Einverleibungs-
gebühr beträgt mindestens S 500•— und höch-
stens S 5.000•—, beim Gemischtwarenhandel
höchstens S 10.000•—."

16. Im § 57 h Abs. 3 hat der zweite Satz zu
lauten: „Die Rahmenbestimmungen der Bundes-
kammer und die Beschlüsse der Bundeskammer
sowie der Fachverbände, mit denen Kammerum-
lagen und Gebühren für Sonderleistungen fest-
gesetzt werden, sind in den Mitteilungsblättern
aller Landeskammern zu verlautbaren."

17. Im § 74 Abs. 1 ist folgender Satz anzu-
fügen: „Die Wahlen können jedoch um höch-
stens sechs Monate hinausgeschoben werden,
wenn dies notwendig ist, um sie im Bereich sämt-
licher Landeskammem möglichst gleichzeitig
durchzuführen."

18. Im § 76 Abs. 2 hat die Z. 4 zu lauten:

„4. die Entgegennahme der amtlichen Stimm-
zettel bei schriftlicher Durchführung der Wahl,";

ferner hat der erste Satz des Abs. 3 wie,
folgt zu lauten: „Bei den Wahlen in die Fach-
gruppen und Fachvertretungen errichtet die
Hauptwahlkommission zur Entgegennahme
der amtlichen Stimmzettel Zweigwahlkommis-
sionen."

19. Im § 78 Abs. 2 hat die lit. a zu lauten:

„a) die Aufforderung, daß Wahlvorschläge
schriftlich bei der Hauptwahlkommission
mindestens fünf oder mindestens sechs
Wochen vor dem ersten Wahltag einge-
reicht werden müssen, widrigenfalls sie
nicht berücksichtigt werden,".

Weiters hat in Abs. 2 der zweite Halbsatz der
lit. b zu lauten: „Bruchteile von mehr als 50 v. H.
sind aufzurunden, bis einschließlich 50 v. H.
abzurunden,".

In der lit. c sind die Zahl „5" durch die Zahl
„4" und die Zahl „50" durch die Zahl „40" zu
ersetzen.

Ferner hat der Abs. 3 zu lauten:

„(3) Die Hauptwahlkommission setzt die in
Abs. 2 lit. a angeführte Frist von fünf oder von
sechs Wochen unter Berücksichtigung des für
die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen
notwendigen organisatorischen Aufwandes fest
und bestimmt, ob die Wahl an einem oder zwei
Tagen stattfindet."

20. Im § 84 Abs. 1 ist das Wort „vier" durch
die Worte „fünf oder sechs (§ 78)" zu ersetzen.

Ferner hat der erste Satz des Abs. 2 zu lauten:
„Jeder Wahlvorschlag hat eine von bereits ein-
gereichten oder gemäß § 85 Abs. 4 zweiter und
dritter Satz zu reihenden Wahlvorschlägen ein-
deutig unterscheidbare Bezeichnung zu führen."

21. Im § 85 Abs. 1 hat der dritte Satz zu
lauten: „Änderungen im Wahlvorschlag oder
dessen Zurückziehung sind spätestens bis zum
Ablauf des 29. Tages (bei Festsetzung eines fünf-
wöchigen Zeitraumes gemäß § 78 Abs. 2 lit. a)
oder des 36. Tages (bei Festsetzung eines sechs-
wöchigen Zeitraumes gemäß § 78 Abs. 2 lit. a)
vor Beginn der Wahlhandlung der Hauptwahl-
kommission schriftlich anzuzeigen."

Ferner hat der Abs. 4 zu lauten:

„(4) Die eingereichten gültigen Wahlvorschläge
sind von der Hauptwahlkommission in der von
ihr festgestellten Reihenfolge zu veröffentlichen.
Die Reihenfolge, in der die Wahlvorschläge zu
verlautbaren sind, richtet sich zunächst nach der
Zahl der Kammerräte, mit der jene Wähler-
gruppe(n), in deren Nachfolge eine Wähler-
gruppe nunmehr auftritt, in der ablaufenden
Funktionsperiode in den Vollversammlungen
aller Landeskammern vertreten ist (sind), wobei
nur Kammerräte aus Sektionen zu berücksich-
tigen sind, in denen zumindest für ein Viertel
der Fachgruppen (Fachvertretungen) mehr als ein
gültiger Wahlvorschlag eingebracht wurde; hie-
bei sind Unterschiede in der Bezeichnung der
Wählergruppen, desgleichen die Zusammenfas-
sung zu einem gemeinsamen Wahlvorschlag
unerheblich; bei der Verlautbarung der Wahl-
vorschläge ist mit der Wählergruppe, welche die
größte Zahl von Kammerräten aufweist, zu be-
ginnen. Die Wahlvorschläge jener Wählergrup-
pen, die nicht in der Vollversammlung ver-
treten sind, werden nach den anderen Wahl-
vorschlägen entsprechend dem Zeitpunkt ihrer
Einbringung angeführt. Nähere Bestimmungen
trifft die Wahlordnung."
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22. § 86 hat zu lauten:

„§86. A m t l i c h e r S t i m m z e t t e l

(1) Die Stimmabgabe erfolgt mittels amtlichen
Stimmzettels. Für jede Fachgruppe (Fachvertre-
tung) ist außer in den Fällen des § 85 Abs. 3 ein
amtlicher Stimmzettel aufzulegen, der die Be-
zeichnung der Wählergruppe in der Reihen-
folge zu enthalten hat, in der ihre Wahlvor-
schläge verlautbart wurden (§ 85 Abs. 4). Den
unterscheidenden Bezeichnungen der Wähler-
gruppen sind die Worte ,Liste 1, 2, 3 usw. in
fortlaufender Numerierung voranzusetzen. Das
Ausmaß der amtlichen Stimmzettel hat unge-
fähr 10 bis 11 cm in der Breite und 14 bis
151/2 cm in der Länge oder nach Notwendigkeit
ein Vielfaches davon zu betragen. Sie dürfen nur
auf Anordnung der Hauptwahlkommission her-
gestellt werden.

(2) Der amtliche Stimmzettel ist gültig ausge-
füllt, wenn aus ihm eindeutig zu erkennen ist,
welche Wählergruppe der Wähler wählen wollte.
Dies ist der Fall, wenn der Wähler in einem der
rechts von jeder Wählergruppenbezeichnung hin-
zugefügten leeren Kreise ein Kreuz oder ein
anderes Zeichen anbringt, aus dem unzweideutig
hervorgeht, daß er die in derselben Zeile ange-
führte Wählergruppe wählen will. Der amtliche
Stimmzettel ist aber auch dann gültig ausgefüllt,
wenn der Wille des Wählers auf andere Weise,
zum Beispiel durch Anhaken, Unterstreichen,
sonstige entsprechende Kennzeichnung einer
Wählergruppe, durch Durchstreichen der übrigen
Wählergruppen oder durch Bezeichnung eines,
mehrerer oder aller Bewerber einer Wähler-
gruppe eindeutig zu erkennen ist.

(3) Wird bei der Stimmabgabe ein anderer
Stimmzettel als der amtlich aufgelegte verwen-
det, so ist diese Wahlstimme ungültig.

(4) Kann einem Wähler ein amtlicher Stimm-
zettel gemäß Abs. 1 nicht ausgefolgt werden,
weil alle amtlichen Stimmzettel für diese Fach-
gruppe (Fachvertretung) bereits verwendet wur-
den, ist dem Wähler ein leerer amtlicher Stimm-
zettel zu überreichen. Der leere amtliche Stimm-
zettel hat eine Rubrik zu enthalten, in die der
Wähler die Bezeichnung oder die allfällige Kurz-
bezeichnung oder die Listennummer oder einen,
mehrere oder alle Bewerber der von ihm gewähl-
ten Wählergruppe eintragen kann. Vor Ausgabe
des leeren amtlichen Stimmzettels an den Wähler
vermerkt der Wahlleiter auf dem Stimmzettel
durch eine Kurzbezeichnung, für welche Fach-
gruppe (Fachvertretung) diese Wahlstimme abge-
geben wird. Die Abs. 1 bis 3 gelten sinngemäß.

(5) Unausgefüllte amtliche Stimmzettel und
leere Wahlkuverts sind ungültig.

(6) Mit jedem amtlichen Stimmzettel ist dem
Wähler ein Wahlkuvert zu überreichen, auf dem

vermerkt ist, wo der Wähler wahlberechtigt ist.
Langt bei einer Wahlkommission ein Wahlku-
vert ein, mit dessen Vermerk der im Wahlkuvert
befindliche amtliche Stimmzettel nicht überein-
stimmt, so gilt der betreffende amtliche Stimm-
zettel als abgegebene Stimme in jener Fachgruppe
(Fachvertretung), auf die er lautet. In diesem
Fall hat die Wahlkommission den betreffenden
amtlichen Stimmzettel unter Anheftung des
Wahlkuverts, mit einem Stempelaufdruck, aus
dem ihre genaue Bezeichnung ersichtlich ist, und
mit der Unterschrift ihres Vorsitzenden ver-
sehen, im Wege der Hauptwahlkommission an
jene Wahlkommission zu leiten, die zur Fest-
stellung der Stimmenzahl jener Fachgruppe
(Fachvertretung) zuständig ist, auf die dieser
amtliche Stimmzettel lautet. Die Wahlkommis-
sion hat diesen Vorgang des weiteren in einer
Niederschrift festzuhalten.

(7) Nähere Bestimmungen hinsichtlich der
Gestaltung des amtlichen Stimmzettels trifft die
Wahlordnung."

23. Im § 94 Abs. 2 sind das Wort „drei" durch
das Wort „vier" sowie die Zahl „15." durch die
Zahl „22." zu ersetzen.

24. Im § 95 Abs. 1 ist vor dem Wort „Stimm-
zettels" das Wort „amtlichen" einzufügen.

25. Im § 98 Abs. 2 hat der erste Satz zu
lauten: „Nach Durchführung der Wahl in den
einschlägigen Fachgruppen hat die Hauptwahl-
kommission im sinngemäßer Anwendung des § 76
Wahlkommissionen zu bestellen und die Wahl-
kundmachung zu erlassen."

26. § 105 hat zu lauten:

„§105. W a h l s c h u l t z

Die nach diesem Bundesgesetz abgehaltenen
Wahlen stehen unter dem Schutz der Bestim-
mungen der §§ 262 bis 268 des Strafgesetzbuches,
BGBl. Nr. 60/1974."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, sofern sich aus
Abs. 2 nichts anderes ergibt, am 1. August 1974
in Kraft.

(2) Art. I Z. 12 tritt am 1. Jänner 1975 in Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie betraut.

Kirchschläger
Kreisky Staribacher
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4 0 1 . Bundesgesetz vom 27. Juni 1974,
mit dem das Außenhandelsgesetz 1968 geän-
dert wird (Außenhandelsgesetznovelle 1974)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Außenhandelsgesetz 1968, BGBl. Nr. 314,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 469/1971, wird wie folgt geändert:

1. § 3 hat zu lauten:

„§ 3. (1) Rechtsgeschäfte oder Handlungen,
welche die Aus- oder Einfuhr von den in den
Anlagen zu diesem Bundesgesetz angeführten
Waren oder den Austausch von Waren gegen-
einander zum Gegenstand haben, sind nach Maß-
gabe der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
bewilligungspflichtig.

(2) Rechtsgeschäfte oder Handlungen, welche
die Ausfuhr von gebrauchten Waren der Kapi-
tel 73 bis 89, und 93 des Zolltarifs (Bundesgesetz
BGBl. Nr. 74/1958, in der jeweils geltenden Fas-
sung) im Wert von mehr als 10.000 S, sowie
Rechtsgeschäfte oder Handlungen über ge-
brauchte Waren der vorgenannten Kapitel, hin-
sichtlich derer eine beförderungsmäßige Zusam-
menfassung auf Grund von mehr als einem
Rechtsgeschäft desselben Exporteurs erfolgt,
zum Gegenstand haben, sind auch bewilligungs-
pflichtig, wenn diese Waren in den Anlagen A 1
und A 2 zu diesem Bundesgesetz nicht angeführt
sind.

(3) Die Verbringung von Waren österreichi-
schen Ursprungs aus einem Zollager oder einer
Zollfreizone in das übrige Zollgebiet gilt für den
Bereich dieses Bundesgesetzes als Einfuhr und
ist bewilligungspflichtig, sofern diese Waren aus
dem inländischen freien Verkehr, aus einem Vor-
merkverkehr oder im gebundenen Verkehr in
das Zollager oder die Zollfreizone gebracht wor-
den sind und in einer Verordnung nach Abs. 4
genannt sind. Satz eins gilt auch für Waren, die
aus den dort bezeichneten Waren hergestellt
worden sind. Satz eins erstreckt sich jedoch nicht
auf Waren, die gemäß § 103 Abs. 2 des Zoll-
gesetzes 1955 in einem Zollager unter Beibe-
haltung ihrer Eigenschaft als inländische Ware
gelagert werden.

(4) Abs. 3 findet nur auf Waren, für die in
bundesgesetzlichen Vorschriften Förderungsmaß-
nahmen vorgesehen sind, und zwar unter der
Voraussetzung Anwendung, daß dies zur Siche-
rung des Fördenungszweckes notwendig ist. Diese
Waren sind vom Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und vom Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft nach Maßgabe
ihrer Wirkungsbereiche gemäß § 6 Abs. 1 im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen durch Verordnung zu bestimmen.

(5) Die Aus- oder Einfuhr von Waren ohne
Bewilligung, gleichgültig ob eine solche nach
Abs. 1, 2 oder 3 oder nach einer Verordnung
gemäß § 5 erforderlich ist, ist verboten."

2. § 4 hat zu lauten:

„§ 4. (1) Der Bewilligungspflicht nach § 3
Abs. 1 oder 2 unterliegen jedoch nicht:

a) die Aus- oder Einfuhr von Waren, auf
welche die Voraussetzungen für die Ge-
währung der Zollfreiheit oder der Zoll-
vergütung nach den §§ 14, 30 bis 40, 42,
43. und 85 Abs. 2 des Zollgesetzes 1955,
BGBl. Nr. 129, in der jeweils geltenden
Fassung, zutreffen, und im Falle des aus-
ländischen Rückwarenverkehrs die Waren
in jenes Land zurückgebracht werden, aus
dem sie eingeführt wurden,

b) die Aus- oder Einfuhr von Waren, solange
sie sich im gebundenen Verkehr (Zollager,
Anweisung) befinden, ausgenommen Waren
des inländischen freien Verkehrs oder
Waren aus einem Vormerkverkehr zum
Ungewissen Verkauf, die durch Einlagerung
in ein Zollager zollhängig geworden sind,

c) die Aus- oder Einfuhr von Waren im
kleinen Grenzverkehr, für die auf Grund
zwischenstaatlicher Vereinbarungen über
den kleinen Grenzverkehr Zollbegünsti-
gungen vorgesehen sind,

d) die Aus- oder Einfuhr von Waren, solange
sie sich im Vormerkverkehr, ausgenommen
im Ausgangs- oder Eingangsvormerkver-
kehr mit Waren zum Ungewissen Verkauf,
befinden, sowie die Einfuhr der im § 35
lit. a letzter Halbsatz und im § 42 Abs. 2
letzter Halbsatz des Zollgesetzes 1955 ge-
nannten Waren; die Aus- oder Einfuhr
von inländischen oder ausländischen Zu-
taten, die in einem. Vormerkverkehr zu
vorgemerkten Waren hinzugekommen
sind,

e) die Aus- und Einfuhr von Waren im
Zwischenauslandsverkehr, es sei denn, daß
die betreffenden Waren im Zollausland
verbleiben,

f) die Verbringung von aus dem inländischen
freien Verkehr in eine Zollfreizone (§ 173
Zollgesetz 1955) gebrachten Waren aus der
Zollfreizone in das übrige Zollgebiet,

g) die Einfuhr von an den Bund preisge-
gebenen oder gemäß § 7 Abs. 4 letzter
Satz des Zollgesetzes 1955 ebenso zu be-
handelnden Waren, sowie von im Straf-
verfahren nach dem Finanzstrafgesetz 1958,
BGBl. Nr. 129, in der jeweils geltenden
Fassung, oder nach diesem Bundesgesetz
für verfallen erklärten Waren,
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h) die Aus- oder Einfuhr von zollpflichtigem
Übersiedlungs-, Erbschafts- und Ausstat-
tungsgut, von zollpflichtigen Mustern und
Proben mit Ausnahme solcher von Arznei-
waren in der Einfuhr; die Ausfuhr von
ausländischen Rückwaren, für die der Ein-
fuhrzoll nicht vergütet wird, sofern die
Waren in jenes Land zurückgebracht wer-
den, aus dem sie eingeführt wurden,

i) die Aus- oder Einfuhr von Waren auf
Grund von entgeltlichen Rechtsgeschäften,
bei denen der Wert der Ware 2000 S nicht
übersteigt, ausgenommen die Einfuhr von
Waren, die nach Zerlegung einer größeren
Sendung aus einer Zollfreizone oder aus
einem Zollager zum freien Verkehr abge-
fertigt oder aus einem offenen Lager auf
Vormerkrechnung zum Absatz in den
freien Verkehr entnommen werden oder
hinsichtlich derer eine beförderungsmäßige
Zusammenfassung gleichartiger Waren auf
Grund von mehr als einem Rechtsgeschäft
desselben Importeurs erfolgt,

k) die Einfuhr von Waren auf Grund von
unentgeltlichen Rechtsgeschäften oder auf
Grund von Handlungen, bei denen der
Wert der Ware 5000 S nicht übersteigt,
wobei von diesem Wert auf Lebensmittel
200 S, auf Arzneiwaren 1000 S entfallen
dürfen und bei der Einfuhr von Wein
eine Höchstmenge von 100 Litern nicht
überschritten werden darf,

1) die Ausfuhr von Waren auf Grund von
unentgeltlichen Rechtsgeschäften oder auf
Grund von Handlungen, bei denen der
Wert der Ware 5000 S, bei Lebensmitteln
und Arzneiwaren jeweils 1000 S, nicht
übersteigt,

m) die Ausfuhr von Reiseandenken bis zum
Wert von 13.000 S im Reiseverkehr,

n) die Einfuhr von Waren zum persönlichen
Ge- oder Verbrauch des Reisenden, aus-
genommen Waren, die zur weiteren Be-
oder Verarbeitung bestimmt sind, bis zu
einem Wert von 5000 S, wobei von diesem
Wert auf Lebensmittel 200 S entfallen
dürfen und bei der Einfuhr von Wein eine
Höchstmenge von 100 Litern nicht über-
schritten werden darf,

o) die Aus- oder Einfuhr von Sendungen
karitativer Organisationen für karitative
Zwecke,

p) die Einfuhr von Gold im Sinne des § 1
Abs. 1 Z. 4 des Devisengesetzes, BGBl.
Nr. 162/1946, in der jeweils geltenden
Fassung, sowie von nicht als Zahlungs-
mittel geltenden Münzen (Handelsmünzen)
durch die Oesterreichische Nationalbank,

q) die Ausfuhr von Waren, die den Bestim-
mungen des § 5 Abs. 1 des Devisengesetzes
unterliegen,

r) die Einfuhr von Medaillen,

s) die Einfuhr der im Artikel IV des Inter-
nationalen Abkommens zur Erleichterung
der Einfuhr von Warenmustern und Werbe-
material, BGBl. Nr. 187/1956, angeführten
Kataloge, Preislisten und Handelsankündi-
gungen aus Vertrags- und Nichtvertrags-
staaten dieses Abkommens, sofern sie den
Erfordernissen des Artikels IV entsprechen,

t) die Einfuhr der im Artikel 2 des Zusatz-
protokolls zum Abkommen über Zoller-
leichterungen im Reiseverkehr, betreffend
die Einfuhr von Werbeschriften und Werbe-
material für den Fremdenverkehr, BGBl.
Nr. 131/1956, angeführten Werbeschriften
und Werbematerialien aus Vertrags- und
Nichtvertragsstaaten dieses Abkommens,
sofern sie den im Artikel 2 festgesetzten
Voraussetzungen entsprechen,

u) die Einfuhr von Waren aus Vertrags- und
Nichtvertragsstaaten, die im Artikel II Z. 1
des im Rahmen der Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur (UNESCO) ausgearbeite-
ten Abkommens über die Einfuhr von
Gegenständen erzieherischen, wissenschaft-
lichen oder kulturellen Charakters vom
22. November 1950, BGBl. Nr. 180/1958,
angeführt sind,

v) die Einfuhr von lebenden Tieren, die wegen
Verletzungen oder Erkrankungen während
der Durchfuhr notgeschlachtet werden
müssen.

(2) Soweit sich die im Abs. 1 angeführten
Ausnahmen von der Bewilligungspflicht auf
einen bestimmten Wert der aus- oder einge-
führten Waren beziehen, ist darunter der nach
den Bestimmungen der §§ 18 bis 20 des Handels-
statistischen Gesetzes 1958, BGBl. Nr. 137, in
der jeweils geltenden Fassung, für eine handels-
statistische Anmeldung dieser Waren maßgebende
Wert zu verstehen.

(3) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie sowie der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft können zum Schutze
der inländischen Erzeugung nach Maßgabe ihrer
Wirkungsbereiche gemäß § 6 Abs. 1 verordnen,
daß die Befreiung von der Bewilligungspflicht
gemäß Abs. 1 lit. i auf die Aus- oder Einfuhr
bestimmter Waren nicht anzuwenden ist.

(4) Auf Ausfuhrsendungen von Waren der
Tarifnummern 31.03 A, 31.03 B und ex 31.04
des Zolltarifes findet die Vorschrift des Abs. 1
lit. i dann keine Anwendung, wenn diese Waren
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im Inland der Preisstützung unterliegen. Für
welche Waren dies zutrifft, hat der Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie
durch Verordnung festzustellen.

(5) Die Vorschriften des Abs. 1 lit. n sind
bei der Einfuhr von Tabakwaren, Wein und
Spirituosen durch Personen unter 17 Jahren
nicht anzuwenden."

3. Im § 5 Abs. 1 und 2 hat es statt „das Bun-
desministerium für Handel, Gewerbe und Indu-
strie" „der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie" zu lauten.

4. Im § 6 Abs. 1 und 2 hat es statt „das Bun-
desministerium für Handel, Gewerbe und Indu-
strie" „der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie", statt „das Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft" „der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft", statt
„eines der beiden Bundesministerien" „einer der
beiden Bundesminister" und statt „mit dem
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft" „mit dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft" zu lauten.

5. § 7 hat zu lauten:

„§ 7. (1) Wenn dies einer einheitlichen Wirt-
schaftspolitik nicht zuwiderläuft, können im
Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Ein-
fachheit und Kostenersparnis der Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie und der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
nach Maßgabe ihrer Wirkungsbereiche gemäß
§ 6 Abs. 1 die Landeshauptmänner — sind jedoch
die Bedingungen nur für bestimmte Bundes-
länder gegeben, die Landeshauptmänner dieser
Bundesländer — durch Verordnung ermächtigen,
Bewilligungen für Rechtsgeschäfte oder Hand-
lungen, welche die Aus- oder Einfuhr von Waren
oder den Austausch von Waren gegeneinander
zum Gegenstand haben, an Antragsteller, die
ihren Sitz beziehungsweise Wohnsitz im betref-
fenden Bundesland haben, zu erteilen.

(2) Unter den im Abs. 1 angeführten Vor-
aussetzungen sowie zur Erfüllung völkerrecht-
licher Verpflichtungen, welche die Republik
Österreich übernommen hat oder in Zukunft
übernehmen wird, kann der Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie einvernehmlich
mit dem Bundesminister für Finanzen — für
Waren der Anlagen A 2 und B 2 jedoch auch
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft — die Zollämter
durch Verordnung ermächtigen, Bewilligungen
für Rechtsgeschäfte oder Handlungen, welche die
Aus- oder Einfuhr von Waren oder den Aus-
tausch von Waren gegeneinander zum Gegenstand

haben, anläßlich der Abfertigung von Waren
des freien Verkehrs in der Ausfuhr beziehungs-
weise anläßlich der Abfertigung von Waren zum
freien Verkehr in der Einfuhr oder anläßlich
der Abfertigung von Waren zum Vormerkver-
kehr zum Ungewissen Verkauf in der Aus- oder
Einfuhr in vereinfachter Form zu erteilen.

(3) Wenn dies im gesamtwirtschaftlichen Inter-
esse, insbesondere zur Verhütung wirtschaftlicher
Schäden durch Marktstörungen, zur diesbezüg-
lichen Preisbeobachtung oder zur Aufrechter-
haltung der österreichischen Exporte notwendig
ist, kann in einer Verordnung gemäß Abs. 2
auch angeordnet werden, daß Bewilligungen
durch die Zollämter bei der Einfuhr bestimmter
Waren insbesondere aus Ländern, mit denen in
bilateralen Verträgen Schutzklauseln oder Preis-
klauseln oder sonstige Mechanismen zur beson-
deren Regelung bestimmter Warenkreise ver-
einbart wurden, nur erteilt werden dürfen, wenn
bei der zollamtlichen Abfertigung eine vom zu-
ständigen Bundesministerium mit einem Sicht-
vermerk versehene Kopie der Rechnung oder
Proforma-Rechnung vorgelegt wird, die mit den
Abfertigungspapieren übereinstimmt. Der Sicht-
vermerk ist grundsätzlich zu erteilen, wenn eine
Marktstörung durch die Einfuhr nicht zu be-
fürchten ist. Er ist jedoch zu verweigern, wenn
durch das Ursprungsland der Ware handelsver-
tragliche Vereinbarungen nicht eingehalten wer-
den oder, soweit mit diesem Land keine dies-
bezüglichen handelsvertraglichen Vereinbarungen
bestehen, die Verhütung einer Marktstörung oder
die Aufrechterhaltung der österreichischen Ex-
porte in dieses Land dies erfordert.

(4) Die zur Erteilung eines Sichtvermerkes
vorgelegte Rechnung oder Proforma-Rechnung
muß alle für die Beurteilung des Rechtsgeschäftes
oder der Handlung erforderlichen Angaben ent-
halten. Die Erteilung des Sichtvermerkes kann
mit Bedingungen oder Auflagen verbunden wer-
den. Seine Gültigkeit ist zeitlich zu befristen.
Über Anträge auf Erteilung eines Sichtvermerkes
ist binnen drei Wochen nach deren Einlangen ein
Bescheid zu erlassen.

(5) Jene Waren, für welche die Zollämter zur
Erteilung von Bewilligungen ermächtigt werden,
sind vom Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie im ,Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung' kundzumachen."

6. § 9 hat zu lauten:

„§ 9. (1) Anträge auf Erteilung von Aus-
und Einfuhrbewilligungen sind schriftlich unter
Verwendung der hiefür amtlich aufzulegenden
Formulare einzubringen. Der Antrag hat alle
für eine Beurteilung des Rechtsgeschäftes oder
der Handlung, die eine Aus- oder Einfuhr von
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Waren zum Gegenstand haben, erforderlichen
Angaben zu enthalten, insbesondere Name und
Sitz beziehungsweise Wohnsitz des Antragstellers,
Warenbezeichnung mit Mengen- und Wertan-
gabe, Tarifnummer des Zolltarifes, Ursprungs-
land, Liefer- oder Abnehmerland (das ist jenes
Land, in dem der Vertragspartner des Antrag-
stellers seinen Sitz beziehungsweise Wohnsitz
hat; fehlt ein Vertragspartner, gilt als Liefer-
oder Abnehmerland jenes Land, in dem die
Ware zum erstenmal mit der Bestimmung nach
Österreich aufgegeben wurde beziehungsweise
nach dem die Ware von Österreich direkt zum
Versand gebracht wird), Bestimmungsland, Zah-
lungsart, Zahlungs- und Liefertermin, Name und
Sitz beziehungsweise Wohnsitz des Vertrags-
partners sowie die Unterschrift des Antrag-
stellers. Dem Antrag sind geeignete Nachweise
anzuschließen.

(2) Die Bewilligungen sind zeitlich zu be-
fristen und nicht übertragbar. Der Importeur laut
Einfuhrbewilligung muß mit dem Waren-
empfänger im Sinne der zollgesetztichen Vor-
schriften ident sein.

(3) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie, der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft und die von ihnen gemäß
§ ,7 ermächtigten Stellen sind verpflichtet, über
Aus- und Einfuhranträge spätestens drei Wochen
nach deren Einlangen einen Bescheid zu erlassen.

(4) Zur erleichterten Abwicklung der der Aus-
fuhr von Waren des Kapitels 44 des Zolltarifes
zugrunde liegenden bewilligungspflichtigen
Rechtsgeschäfte oder Handlungen, bei denen die
Waren handelsüblich in Teilsendungen und über
verschiedene Zollämter abgefertigt werden, kann
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie verordnen, daß bei der zollamtlichen
Abfertigung anstelle des ursprünglichen Bewilli-
gungsbescheides Austrittsscheine vorzulegen
sind. Diese Austrittsscheine, die erforderlichenfalls
auch auf Teilmengen lauten können, sind unter
Verwendung zweckentsprechender Formblätter
auszustellen."

7. Im § 10 Abs. 1 hat es statt „Das Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie"
„Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie" und statt „das Bundesministerium
für Land- und Fontwirtschaft" „der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft" zu
lauten.

8. § 11 hat zu lauten:

„5 11. Zur Überwachung von Rechtsgeschäften
oder Handlungen, die einer Bewilligungspflicht
nach diesem Bundesgesetz unterliegen, können
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und

Industrie und der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft jederzeit Berichte und Nachweise
innerhalb einer jeweils zu bestimmenden Frist
anfordern sowie nötigenfalls bei den Beteiligten
Buch- und Lagereinsicht durch geeignete Sach-
verständige vornehmen. Wird den Beteiligten ein
gesetzwidriges Verhalten nachgewiesen, so haben
sie die Kosten des Verfahrens einschließlich der
Überwachung zu tragen."

9. § 12 hat zu lauten:

„§ 12. (1) Der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und der Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft können nach
Maßgabe ihrer Wirkungsbereiche im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen ver-
ordnen, daß bei der Aus- oder Einfuhr von
Waren, auch wenn sie keiner Bewilligung nach
diesem Bundesgesetz bedürfen, anläßlich der zoll-
amtlichen Abfertigung ein Ursprungszeugnis
(Ursprungsnachweis), gegebenenfalls unter Ein-
haltung besonderer Formvorschriften, vorzu-
legen ist, wenn dies

a) auf Grund von Beschlüssen internationaler
Organisationen, denen die Republik Öster-
reich beigetreten ist,

b) zur Durchführung handelsvertraglicher
oder sonstiger zwischenstaatlicher Verein-
barungen,

c) im gesamtwirtschaftlichen Interesse, insbe-
sondere zur Aufrechterhaltung der öster-
reichischen Exporte, oder

d) zur Verhinderung von Umgehungen der
Bewilligungspflicht

notwendig ist. Für welche Waren die Vorlage
von Ursprungszeugnissen (Ursprungsnachweisen)
angeordnet wird und welche Formvorschriften
gegebenenfalls einzuhalten sind, haben die zu-
ständigen Bundesminister im ,Amtsblatt zur
Wiener Zeitung' kundzumachen.

(2) Falb es im devisen- oder handelspolitischen.
Interesse gelegen ist, haben der Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie und der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
nach Maßgabe ihrer Wirkungsbereiche im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen durch Verordnung zu bestimmen, daß bei
der Aus- oder Einfuhr von Waren, auch wenn
diese keiner Aus- oder Einfuhrbewilligung be-
dürfen, anläßlich der zollamtlichen Abfertigung
die auf Grund devisengesetzlicher Vorschriften
erforderlichen Bewilligungen vorzulegen sind."

10. Im § 13 hat es statt „durch das Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Indu-
strie" „durch den Bundesminister für Handel,
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Gewerbe und Industrie" und statt „durch das
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Handel, Gewerbe und Industrie"
„durch den Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie"
zu lauten.

11. § 14 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 14. (1) Beim Bundesministerium für Han-
del, Gewerbe und Industrie wird zur Beratung
der gemäß § 6 zuständigen Bundesminister ein
Beirat errichtet; ihm sind alle grundsätzlichen
Angelegenheiten des Warenverkehrs mit dem
Zollausland, insbesondere Angelegenheiten der
§§ 5 und 7, und alle bewilligungspflichtigen Ein-
fuhrgeschäfte mit einem Warenwert über
200.000 S zur Begutachtung vorzulegen. Darüber
hinaus können dem Beirat Aus- und Einfuhr-
geschäfte zur Begutachtung vorgelegt werden,
wenn dies im Hinblick auf den Gegenstand der
Aus- oder Einfuhr zweckmäßig ist."

12. Im § 14 Abs. 2 lit. c hat es statt „dem
gemäß § 6 zuständigen Bundesministerium"
„dem gemäß § 6 zuständigen Bundesminister" zu
lauten.

13. Im § 14 Abs. 4 hat es statt „vom Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Indu-
strie" „vom Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie" zu lauten.

14. § 15 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 15. (1) Mitglieder des Beirates sind:

1. zwei Vertreter des Bundesministeriums für
Handel, Gewerbe und Industrie und je ein Ver-
treter der Bundesministerien für Auswärtige
Angelegenheiten, für Finanzen, für Gesundheit
und Umweltschutz, für Land- und Forstwirt-
schaft und für soziale Verwaltung,

2. je ein Vertreter der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft und des Österreichischen
Arbeiterkammertages sowie der Präsidenten-
konferenz der Landwirtschaftskammern. Öster-
reichs,

3. ein Vertreter der Bundesländer, der von
diesen turnusweise entsandt wird,

4. ein Vertreter der Oesterreichischen Natio-
nalbank."

15. Im § 15 Abs. 3 hat es statt „vom Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Indu-
strie" „vom Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie" zu lauten.

16. § 15 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Die Mitglieder (Ersatzmänner) des Bei-
rates sowie allenfalls herangezogene Sachver-
ständige dürfen Amts-, Geschäfts- oder Betriebs-
geheimnisse, die ihnen in dieser Eigenschaft an-
vertraut wurden oder zugänglich geworden sind,
während der Dauer ihrer Bestellung und auch
nach Erlöschen ihrer Funktion nicht offenbaren
oder verwerten. Sie sind, soweit sie nicht beam-
tete Vertreter sind, vom Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie auf die gewis-
senhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu ver-
pflichten."

17. § 17 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Wer den Bestimmungen des Abs. 1 Z. 1
bis 4, wenn auch nur fahrlässig, zuwiderhandelt,
wird vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu
zwei Jahren, womit Geldstrafe bis zu 360 Tages-
sätzen verbunden werden kann, oder nur mit
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen bestraft, wenn
der Wert der Waren, die aus- oder eingeführt
wurden oder auf die sich eine Verfügung oder
Anordnung nach § 10 Abs. 1 lit. a oder ein
Bewilligungsbescheid bezieht, 100.000 S über-
steigt."

18. § 18 hat zu lauten:

„§ 18. Neben der Strafe kann, wenn die Tat
vorsätzlich begangen wurde, in den Fällen des
§ 17 Abs. 1 Z. 1 bis 4 auf Verfall (S 17 VStG
1950) und in den Fällen des § 17 Abs. 2 auf
Einziehung der Waren, auf die sich die Zuwider-
handlungen beziehen und die dem Täter oder
einem Beteiligten gehören, erkannt werden.
Kann eine Ware nicht erfaßt werden, so ist auf
Zahlung eines Geldbetrages in der Höhe ihres
Wertes, wenn dieser nicht ermittelt werden
kann, bis zu 100.000 S zu erkennen (Wertersatz).
Dieser Wertersatz ist im Strafurteil (Bescheid),
wenn sich aber die Unmöglichkeit der Erfas-
sung erst später herausstellt, in einem besonderen
Beschluß (Bescheid) ohne mündliche Verhand-
lung auszusprechen."

19. § 20 hat zu lauten:

„§ 20. Soweit die Tat nicht nach einer anderen
Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist,
gilt die Strafbestimmung des § 122 des Straf-
gesetzbuches auch für die Offenbarung eines
Amtsgeheimnisses durch die nach § 15 Abs. 5
zur Verschwiegenheit verpflichteten Personen."
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20. § 21 hat zu lauten:

„§ 21. § 14 TP. 15 des Gebührengesetzes 1957,
BGBl. Nr. 267, in der geltenden Fassung, hat
zu lauten:

„15 A n m e l d u n g e n n a c h d e m
A u ß e n h a n d e l s g e s e t z 1 9 6 8

(1) Anmeldungen gemäß § 3 Abs. 1, 2 oder 3
sowie Anmeldungen auf Grund von Verord-
nungen gemäß § 5 Abs. 1 des Außenhandels-
gesetzes 1968 vom ersten Bogen

1. für Waren bis zu einem Wert von
5000 S 15 S;

2. für Waren im Werte von mehr als
5000 S bis einschließlich 20.000 S . . 36 S;

3. für Waren, deren Wert 20.000 S
übersteigt 48 S;

4. für Waren, die gegeneinander ausge-
tauscht werden sollen (Kompen-
sationsgeschäfte) 75 S.

(2) Als Anmeldungen gemäß Abs. 1 gelten
auch Ansuchen um Verlängerung der Geltungs-
dauer von Bewilligungen oder um Erhöhung des
bewilligten Wertes.

(3) Gebührenfrei sind:

1. alle sonstigen Eingaben in Angelegenheiten
des Außenhandelsgesetzes, ausgenommen
Ansuchen um Änderung erteilter Bewilli-
gungen;

2. Gleichschriften von Anmeldungen und von
Ansuchen um Änderung erteilter Bewilli-
gungen;

3. die den Anmeldungen anzuschließenden
Proforma-Rechnungen, devisenrechtlichen
Bescheinigungen der Oesterreichischen Na-
tionalbank, Befürwortungen öffentlich-
rechtlicher Stellen und sonstigen Nachweise
gemäß § 9 Abs. 1 letzter Satz des Außen-
handelsgesetzes 1968;

4. Anträge auf Erteilung von Aus- und Ein-
fuhrbewilligungen durch die Zollämter in
vereinfachter Form gemäß § 7 Abs. 2 des
Außenhandelsgesetzes 1968;

5. Anträge auf Erteilung des Sichtvermerkes
auf der Kopie einer Rechnung oder Pro-
forma-Rechnung gemäß § 7 Abs. 3 des
Außenhandelsgesetzes 1968."

21. § 26 hat zu lauten:

„§ 26. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie betraut, sofern die nach-
stehenden Absätze nichts anderes bestimmen.

(2) Mit der Vollziehung des § 5 ist der Bun-
desminister für Handel, Gewerbe und Industrie
mit Zustimmung des Hauptausschusses des Na-
tionalrates betraut.

(3) Mit der Vollziehung des § 7 Abs. 2 und 3
ist der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen und — sofern es sich um
Waren der Anlagen A 2 und B 2 handelt — auch
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft betraut.

(4) Mit der Vollziehung der §§ 3 Abs. 4 und
12 sind die Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie und für Land- und Forstwirtschaft
nach Maßgabe ihrer Wirkungsbereiche (§ 6
Abs. 1) im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Finanzen betraut.

(5) Mit der Vollziehung des § 13 zweiter
Halbsatz ist der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Handel, Gewerbe und Industrie
betraut.

(6) Mit der Vollziehung hinsichtlich der Aus-
und Einfuhr der in den Anlagen A 2 und B 2
genannten Waren ist der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft betraut, sofern die
vorstehenden Absätze nichts anderes bestimmen.

(7) Mit der Vollziehung der §§ 19 und 21 ist
der Bundesminister für Finanzen, mit der Voll-
ziehung der §§ 17, 18 und 20, soweit sie von
den Gerichten anzuwendendes Strafrecht ent-
halten, der Bundesminister für Justiz betraut."

22. § 27 entfällt.

23. Die Anlage A 1 wird wie folgt geändert:
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24. Die Anlage A 2 wird wie folgt geändert:

25. Die Anlage B 1 wird wie folgt geändert:
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26. Die Anlage B 2 wird wie folgt geändert:

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1975
in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund des Außenhan-
delsgesetzes 1968 in der Fassung des Artikels I
dieses Bundesgesetzes können von dem auf die
Kundmachung folgenden Tag an erlassen wer-
den; sie treten jedoch frühestens gleichzeitig mit
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in
Kraft.

(3) Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes
bestimmt sich nach § 26 des Außenhandelsgeset-
zes 1968 in der Fassung des Artikels I dieses
Bundesgesetzes.

Kirchschläger
Kreisky Staribacher
Weihs Androsch Broda
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4 0 2 . Bundesgesetz vom 27. Juni 1974, mit
dem das Bundesgesetz vom 14. Dezember
1973 über Verkehrsbeschrankungen zur
Sicherung der Treibstoffversorgung geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vor-
schriften, wie sie im Art. II des Bundesgesetzes
vom 14. Dezember 1973 über Verkehrsbeschrän-
kungen zur Sicherung der Treibstoffversorgung,
BGBl. Nr. 5/1974, sowie im Art. II dieses Ge-
setzes enthalten sind, sowie die Erlassung von
Durchführungsverordnungen dazu sind bis zum
30. Juni 1975 auch in den Belangen Bundessache,
hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz
in der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht.
Die Vollziehung dieser Vorschriften ist bis zum
30. Juni 1975 auch in den Belangen Landessache,
hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz
in der Fassung von 1929 etwas anderes bestimmt.

Artikel II

Das Bundesgesetz vom 14. Dezember 1973
über Verkehrsbeschränkungen zur Sicherung der
Treibstoffversorgung wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wer den Bestimmungen einer nach § 1
erlassenen Verordnung über das Benützungs-

verbot oder über die Kennzeichnung zuwider-
handelt, eine Ausnahme vom Verbot fälschlich
behauptet oder durch unrichtige Angaben er-
schleicht, begeht eine Verwaltungsübertretung
und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde, im
örtlichen Wirkungsbereich einer Bundespolizei-
behörde von dieser, mit einer Geldstrafe von
500 S bis 30.000 S, im Falle der Uneinbring-
lichkeit mit Arrest von 24 Stunden bis sechs
Wochen, zu bestrafen."

2. Art. III Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1975
außer Kraft."

Artikel III

Mit der Vollziehung des Art. I ist die Bundes-
regierung betraut. Soweit die Vollziehung des
Art. II den Ländern zusteht, obliegt sie den
Landesregierungen, im übrigen obliegt die Voll-
ziehung dieses Bundesgesetzes gemäß den Be-
stimmungen des Bundesministeriengesetzes 1973,
BGBl. Nr. 389, unter Beachtung dessen § 5 den
Bundesministern für Handel, Gewerbe und
Industrie und für Verkehr.

Kirchschläger
Kreisky Häuser Bielka Moser
Ändrosch Leodolter Staribacher Rösch
Broda Lütgendorf Weihs Sinowatz

Lanc Firnberg
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